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Handels- und Gewerbe-Ver waltung. 


Herausgegeben im Königlichen Miniſterium für Handel und Gewerbe. 
Berlin, Mlittwoch, den 24. Januar 1912. = 


Das Blatt erſcheint nach 
Bedarf, im allgemeinen 
monatlich zweimal, zum 
Preiſe von jährlich M. 6. 


Zu beziehen durch alle Poſt⸗ 
anſtalten und durch die 
Expedition des Blattes 
Berlin W. 8, Mauerſtr. 43, 44. 


Nr. 2. I: Jahrgang. 


Juhalt: 

1. perſonalien: S. 13 

III. Handelsangelegenheiten: 1. Handelsverkehr: Betr. Handel mit Ekuador e Schiffahrts⸗ 
angelegenheiten: Vetr— Befugnis zur Ausübung des Seeſchiffer- und Seeſteuermannsgewerbes 
S. 14. 

„ Grmerbliche Angelegenheiten: 1. Gewerbliche Anlagen: Betr. Einrichtung und Betrieb von 

a 1 9 6 0 e und Sauggasanlagen ©. 14. Betr. Alete Starkſtromanlagen, die mit 
Bergwerken in Zuſammenhang ſtehen S. 16. Betr Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von 
Acetylen S. 18. — 2. Dam pfteſſelweſen: Belr. Prüfung von Keſſelbaumaterial S. 19. Überſicht 
über die von den Gewerbeinſpekttonen, den Bergrevierbeamten, den Dampfkeſſelüberwachungsvereinen 
und den Beſitzern, die nach den 88 2 und 5 der Keſſelanweiſung von den amtlichen Prüfungen befreit 
find, un Laufe des Etatssahrs 1910 überwachten Dampfteſſel und die von ihnen ausgeführten Unter⸗ 
ſuchungen, Druckproben, Abnahmen uſw. S. 18. — 8. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege: 
Betr. Einrichtung und Belrteb gewerblicher Aulagen, in denen Thomasſchlacke gemahlen oder Thomas— 
ſchlackenmehl gelagert wird S. 20. — 4. Arbeiterverſicherung: Betr. Duittungskarten-Ausgabe 
S. 21. Betr. Invaltden-, Witwen⸗ und Watſen⸗Verſicherungskaſſe der See-Verufsgenoſſenſchaſt (See— 
kaſſe) S. 22. Betr. Landesverſicherungsanſtalt Oſtpreußen S. 23. Betr. Landesverſicherungsanſtalt 
Weſtpreußen S. 28. Betr. Landesverſicherungsanſtalt Pommern S. 23. Beir. Landesverſicherungs— 
anſtalt Brandenburg S. 23. Betr. Landesverſicherungsanſtalt Poſen S. 24. Betr. Landesverſicherungs⸗ 
anſtalt Schleſien S. 24. Betr. Landesverſicherungsanſtalt Sachſen-⸗Anhalt S. 24. Betr. Landes» 
verſicherungsanſtalt Heſſen⸗Naſſau S. 24. N 

V. Gewerbliche Anterrichtsangelegenheiten: 1. Fortbildungsichulen: Betr. Überjicht, über die Ver— 
wendung des Fortbildungsſchulfonds S. 25. — 2. Fachſchulen: Betr. Gebäudeaufnahmen in den 
oberen Hochbauklaſſen der Baugewerkſchulen S. 25. 

VI. Nichtamtliches: Bücherſchau ©. 26. 


I. Perſonalien. 


Bei dem Miniſterium für Handel und 
Gewerbe iſt der Regierungsſekretär Emil 
Fiſcher als Geheimer Regiſtrator angeſtellt 
worden. 


Den Baugewerkſchuloberlehrern Comperl 
in Poſen, Harraß in Breslau, Nieper 
und Benzel in Münſter i. W., Paſchke in 
Görlitz, Prevöt und Gebhardt in Magde⸗ 
burg, Dr. Ulbrich in Königsberg i. Pr., 


Dem Regierungs- und Gewerbeſchulrat 
Gürſchner bei der Regierung in Danzig iſt 
die Bearbeitung der gewerblichen Unterrichts 
angelegenheiten im Regierungsbezirk Marien- 
werder mitübertragen worden. 


Freſow, Feldmann und Lewandowsky 
in Hildesheim, Freyberger und Deutſch 
in Cöln, Noelpp und Kuhlmann in Frank⸗ 
furt a. M. iſt der Charakter als Profeſſor 
verliehen worden. 


ß ̃⁵⅛ Ln ]é⁵— — — 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handelsverkehr. 
Betr. Handel mit Ekuador. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Nach 
Regierung der 


einem Telegramm des 


| Kaiſerlichen Geſchäftsträgers Qu 
Republik Ekuador die Häfen der von den Revolutionären beſetzten 


Berlin W. 9, den 9. Januar 1912. a 
in Quito hat die 


Anlage 


ſchloſſen erklärt. 
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Provinzen Guäyas und Esmeräldas als für den Einfuhr- und Ausfuhrhandel ge— 


Im Auftrage. 
IIb. 140. Luſensky. 


An die Handelsvertretungen, auch die Herren Alteſten der Kaufmannſchaft hier und den 
Deutſchen Handelstag. 


2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Befugnis zur Ausübung des Seeſchiffer- und Seeſtenermaunsgewerbes. 


Dem Schiffer auf großer Fahrt Heio de Buhr, geboren am 21. Juni 1879 zu 
Mittegroßefehn, iſt durch den Spruch des Seeamts in Bremerhaven vom 29. Dezember 1911 
die Befugnis zur Ausübung des Schiffer- und Steuermannsgewerbes entzogen worden. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 
Betr. Einrichtung und Betrieb von Waſſergas⸗, Halbwaſſergas⸗ und Sauggasanlagen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 5. Januar 1912. 


Neuere Erfahrungen laſſen es geboten erſcheinen, die Grundſätze für die Einrichtung 
und den Betrieb von Waſſergas⸗, Halbwaſſergas⸗ und Sauggasanlagen, die in den Erlaſſen 
vom 2. Juli 1892 (Min Bl. d. i. V. S. 325), 31. Dezember 1896 (Min Bl. d. i. V. 1897 
S. 7) und 20. Juni 1904 (HM Bl. S. 338) aufgeſtellt find, in einigen Punkten abzuändern 
und durchweg einheitlich zu geſtalten. Ich habe deshalb die anliegenden Grundſätze für 
die Einrichtung und den Betrieb von Waſſergas⸗ und Halbwaſſergasanlagen einſchließlich 
der Sauggasanlagen entwerfen laſſen und erſuche Sie, dafür Sorge zu tragen, daß ſie in 
Zukunft an Stelle der oben erwähnten älteren Grundſätze von den Gewerbeaufſichtsbeamten 
und Polizeibehörden beachtet werden. 

Die Grundſätze ſollen einen Anhalt für die Anforderungen bieten, die im Intereſſe 
des Arbeiter- und Nachbarſchutzes bei der gewerbepolizeilichen Überwachung der Waſſergas⸗, 
Halbwaſſergas- und Sauggasanlagen zu ſtellen ſind. Sie find jedoch nicht etwa als 
bindende Vorſchriften aufzufaſſen. Es muß vielmehr in jedem Falle der pflichtmäßigen 
eigenen Prüfung und dem ſachverſtändigen Ermeſſen der zuſtändigen Beamten und Behörden 
überlaſſen bleiben, unter eigener Verantwortung zu entſcheiden, welche Anforderungen an 
die einzelnen Anlagen mit Rückſicht auf den Arbeiter- und Nachbarſchutz geſtellt werden 
müſſen, und ob dabei Milderungen der Grundzüge zugelaſſen werden können, oder weiter⸗ 
gehende Vorſchriften notwendig ſind. Namentlich ſind gegenüber beſtehenden Anlagen auch 
hierbei die Vorſchriften in § 120d Abſ. 3 der Gewerbeordnung zu beachten. 

Beſonderes Gewicht iſt darauf zu legen, daß die Gewerbeaufſichtsbeamten, wenn in 
gewerblichen Betrieben Waſſergas⸗, Halbwaſſergas⸗ oder Sauggasanlagen errichtet werden 
ſollen, davon ſo zeitig Kenntnis erhalten, daß ſie noch vor der endgültigen Feſtſtellung des 
Planes der Anlage für die Beobachtung der anliegenden Grundſätze ſorgen können. Wo 
nach den Erlaſſen vom 28. April 1896“) und 25. Januar 1897.) — B. 1666 und 11923 — 
alle Baugeſuche, die gewerbliche Anlagen betreffen, vor der Genehmigung den Gewerbe⸗ 
inſpektionen zur Begutachtung überſandt werden, wird dies ſchon jetzt regelmäßig geſchehen. 
Denn die Waſſergas⸗, Halbwaſſergas⸗ und Sauggasanlagen haben baupolizeilich als Feuer⸗ 
ſtellen zu gelten, und bei ihrer Errichtung wird — je nach den verſchiedenen baupolizei⸗ 
lichen Beſtimmungen der einzelnen Landesteile — entweder die Einholung der baupolizei⸗ 
lichen Genehmigung oder doch zum mindeſten die vorherige Anzeige bei der Ortspolizei⸗ 
behörde erforderlich ſein. Sollte aber in einzelnen Bezirken für Feuerſtätten weder 
Genehmigungs- noch Anzeigepflicht beftehen, jo ſteht dem nichts im Wege, daß dort durch 


*) Die beiden Erlaſſe find nicht veröffentlicht worden. 
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Polizeiverordnung die Inbetriebſetzung von Waſſergas⸗, Halbwaſſergas⸗ und Sauggasanlagen 
von einer (etwa zwei Wochen vorher zu erſtattenden) Anzeige bei der Ortspolizeibehörde 
abhängig gemacht wird. 

In Vertretung. 
III. 7492. Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


Grundſütze 


für 


die Einrichtung und den Betrieb von Waſſergas— und Halbwaſſergasanlagen 
einſchließlich der Sauggasanlagen. 


1. Die Vorrichtungen zur Darſtellung und Reinigung des Waſſergaſes oder Halb⸗ 
waſſergaſes find in hohen, hellen Näumen aufzustellen, welche durch Seiten und Dach⸗ 
Rentlüftung fo ausgiebig entlüftet find, daß eine Anſammlung von Gaſen darin aus- 
geſchloſſen iſt. 3 

Apparate, die einen offenen Waſſerverſchluß haben oder während des Betriebs der 
Generatoren oder ſonſtiger mit Feuerungen verſehener Einrichtungen (Dampfteſſel oder 
dergl.) zeitweiſe geöffnet werden müſſen, wie z. B. Reinigerkäſten, Teerausſcheider, Druck⸗ 
regler uſw., müſſen entweder in beſonderen Gebäuden oder in ſolchen Räumen unter⸗ 
gebracht werden, welche durch Brandmauern vom Generatorraum getrennt ſind. Die künſt⸗ 
liche Beleuchtung dieſer Räume darf nur durch eine zuverläſſig gegen das Gebäude ab⸗ 
geſchloſſene Außenbeleuchtung oder durch eine elektriſche Beleuchtung bewirkt werden, die 
den Sicherheitsvorſchriften des Verbandes deutſcher Elektrotechniker für exploſionsgefährliche 
Betriebsſtätten und Lagerräume entſprechend eingerichtet iſt. In dieſen Räumen dürfen 
keine offenen Flammen brennen, auch keine Zigarren oder Pfeifen. 


2. Die Sohle der Betriebsräume darf höchſtens 1,5 m unter Erdoberfläche liegen; 
die Betriebsräume dürfen ſich nicht unter Räumen befinden, die zum dauernden Aufenthalte 
von Menſchen beſtimmt find, auch dürfen fie nicht mit Wohnräumen in Verbindung ſtehen. 
Sie dürfen nicht zu anderen Zwecken irgend welcher Art benutzt werden. Zutritt zu ihnen 
19 1 5 nur die zur Bedienung und Beaufſichtigung der Gasanlage beſtimmten Perſonen 
aben. or 

Die Türen der Betriebsräume müſſen nach außen aufichlagen. 


3. Wo an den Füllöffnungen der Generatoren keine Doppelverſchlüſſe vorhanden 
find, iſt für Abführung der aus ihnen tretenden Gaſe ins Freie (über Dach) derart zu 
ſorgen, daß die bedienenden Perſonen von ihnen nicht betroffen werden können. Die Gaſe 
ſind bei ihrem Austritt aus dem Generator durch Dauerflammen oder auf andere Weiſe 
zur Entzündung zu bringen. Zur Verhütung von Exploſionen in den Generatoren ſind die 
Abſperrvorrichtungen für Dampf und Luft mit denen für das Gas durch eine Sicherheits⸗ 
verriegelung zu verbinden. . 

Sämtliche Apparate find mit Druckmeſſern zu verbinden, die an einer für den Gene- 
ratorarbeiter leicht zu überſehenden Stelle angebracht ſein müſſen. 

4. Die ſämtlichen Teile der Gasanlage (Generatoren, Reiniger, Rohrleitungen uſw.) 
müſſen vollkommen dicht hergeſtellt ſein und in dieſem Zuſtande dauernd erhalten werden. 
Die Apparate und Rohrleitungen müſſen in allen Teilen bequem zugänglich ſein. Die 
Leitungsröhren zu den Verwendungsſtellen des Gaſes find mit mindeſtens ½% Atm. Uber 
druck zu prüfen. Es iſt möglichſt zu vermeiden, daß Hauptleitungen unter oder in der 
Nähe von geſchloſſenen, zum Aufenthalte von Menſchen dienenden Räumen verlegt werden. 

Das Zurückſchlagen von Flammen in die Apparate oder Leitungen iſt durch geeignete 
Sicherheitsvorrichtungen zu verhindern. 


* 
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5. Alle durch ſtrahleude Wärme beläſtigenden Apparate, Rohrleitungen, Majchinen- 
teile uſw. ſind zu verkleiden oder in geeigneter Weiſe zu kühlen. Eine in der kälteren 
Jahreszeit etwa erforderlich werdende Heizung der unter Nr. 1 Abſatz 2 bezeichneten Räume 
darf nur durch Dampf oder Waſſer erfolgen. 


6. Gasbehälter ſind entweder im Freien oder in ſolchen Räumen aufzuſtellen, die 
den Anforderungen der Nummern 1 und 2 entſprechen. Freiſtehende Behälter ſind in 
mindeſtens 4 m Entfernung von Gebäuden und Grundſtücksgrenzen zu errichten. Es find 
Vorrichtungen zu treffen, durch die das Einfrieren der Gasbehälter mit Sicherheit ver— 
mieden wird. 

Eine Heizung der Räume, in denen Gasbehälter ſtehen, darf nur durch Dampf oder 
Waſſer erfolgen. 

7. Mit den Gaſen geſpeiſte Kraftmaſchinen dürfen nur in gut gelüfteten Räumen 
aufgeſtellt werden, die anderen als den zur Bedienung der Anlage beſtimmten Perſonen 
nicht zu regelmäßigem Aufenthalte dienen. 


8. Werden die Gaſe in geſchloſſenen Räumen zum Löten, Schmelzen oder zu ſonſtigen 
Zwecken verwendet, ſo iſt dauernd für eine wirkſame Lüftung dieſer Räume zu ſorgen. 
Wo es techniſch möglich iſt, ſind die Verbrennungsgaſe an der Entſtehungsſtelle abzufangen 
und fortzuleiten. 


9. Wo Waſſergas völlig gereinigt, alſo geruchlos Verwendung findet, iſt es mit 
einem geeigneten Riechſtoff (3. B. Mercaptan, Carbylamin) zu vermengen, um es beim 
Austritt aus undichten Stellen der Leitungen uſw. bemerkbar zu machen. 

10. Die bei der Reinigung der Gaſe fallenden Abwäſſer ſind ſo zu behandeln, daß 
fie geruchlos und neutral abfließen. Rückſtände find fo zu beſeitigen, daß Beläſtigungen 
der Nachbarſchaft vermieden werden. 

11. Es ſind Vorkehrungen zu treffen, welche die Nachbarſchaft gegen den Auswurf 
von Ruß, Rauch, Flugaſche und Funken ſchützen. 

12. Durch den Betrieb der Maſchinen und Apparate, insbeſondere der Gebläſe, 
dürfen keine ſtörenden und beläſtigenden Geräuſche oder Erſchütterungen auf die Nachbar⸗ 
ſchaft übertragen werden. 

13. Die Bedienung und Wartung der Gasanlagen darf nur zuverläſſigen, über 
18 Jahre alten Perſonen übertragen werden. 

14. Bei allen größeren Anlagen iſt ein Sauerſtoffrettungsapparat in ſtets gebrauchs⸗ 
fähigem Zuſtande bereit zu halten. 


Betr. elektriſche Starkſtromanlagen, die mit Bergwerken in Zuſammenhang ſtehen. 
Berlin, den 11. Januar 1912. 

Zur einheitlichen Regelung und Abgrenzung der Zuſtändigkeit hinſichtlich der Geneh⸗ 
migung und Beaufſichtigung der mit Bergwerken in Zuſammenhang ſtehenden elektriſchen 
Starkſtromanlagen und leitungen haben wir die nachſtehenden Grundzüge aufgeſtellt. Wir 

das Königliche Oberbergamt 


weiſen n an, wegen ihrer Beachtung im dortigen Geſchäftsbereich, 
das Erforderliche zu verfügen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
In Vertretung. Im Auftrage. 
Schreiber. Freund. 


I. 7992, III. 7920 M. f. H. — IId. 25 M. d. J. 


An die 5 Königlichen Oberbergämter ſowie die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 
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Anlage. 


Grundzüge 
für 


die Regelung und Abgrenzung der Zuſtändigkeit hinſichtlich der Genehmigung 
und Beauſſichtigung der mit Bergwerken in Zuſammenhang ſtehenden elektriſchen 
Starkſtromanlagen und leitungen. 


I. Erfolgt die Erzeugung elektriſcher Energie auf einem Bergwerk, einer Auf⸗ 
bereitungsanſtalt oder einem ſonſtigen, der Aufſicht der Bergbehörde unterliegenden Werke 
und erfolgt die Verwendung des erzeugten Stromes lediglich zu Zwecken dieſes nämlichen 
Bergwerkes, ſo iſt ſowohl für die Genehmigung als für die Beaufſichtigung der ganzen 
Anlage ausſchließlich die Bergbehörde zuſtändig. 

II. Erfolgt die Erzeugung der elektriſchen Energie außerhalb des Bergwerkes, ihre 
Verwendung aber ganz oder zum Teil auf einem Bergwerk oder einem der Aufſicht der 
Bergbehörde unterſtehenden Betrieb, ſo iſt für den innerhalb der Grenzen des eigentlichen 
Grubengeländes belegenen Teil der Anlage die Bergbehörde, für den außerhalb des eigent⸗ 
lichen Grubengeländes belegenen Teil die allgemeine Polizeibehörde ausſchließlich zuſtändig, 
und zwar ſowohl zur Genehmigung als auch zur Beaufſichtigung. 

III. Erfolgt die Erzeugung der elektriſchen Energie auf einem Bergwerk, ihre Ver⸗ 
wendung indeſſen auf einem anderen Werke, in einer Gemeinde oder zu ſonſtigen Zwecken, 
ſo iſt für den innerhalb des eigentlichen Grubengeländes belegenen Teil der Anlage die 
Bergbehörde, für den außerhalb des eigentlichen Grubengeländes belegenen Teil die all⸗ 
gemeine Polizeibehörde ausſchließlich zuſtändig, und zwar ſowohl zur Genehmigung als zur 
Beaufſichtigung. N 

Wird indes die auf dem Bergwerk erzeugte elektriſche Energie im Betrieb eines dem⸗ 
ſelben Bergwerksbeſitzer gehörigen anderen Bergwerkes verwendet, ſo iſt die Bergbehörde 
nicht nur für den innerhalb der beiderſeitigen Grubengelände fallenden Teil der Anlage, 
ſondern auch für den außerhalb der Grubengelände belegenen Teil zur Genehmigung und 
Beaufſichtigung zuſtändig, für den außerhalb des Grubengeländes gelegenen Teil jedoch nur 
im Einvernehmen mit der allgemeinen Polizeibehörde. 

Wird die auf einem Bergwerk erzeugte elektriſche Energie auf einem anderen, nicht 
demſelben Bergwerksbeſitzer gehörigen Bergwerke verwendet, ſo iſt die Bergbehörde für den 
innerhalb der beiderſeitigen Grubengelände belegenen Teil der Anlage, die allgemeine 
Polizeibehörde für den übrigen Teil der Anlage ausſchließlich zuſtändig, und zwar ſowohl 
zur Genehmigung als zur Beaufſichtigung der Anlage. 


IV. Innerhalb der hiernach begrenzten Zuſtändigkeit haben die Bergbehörden bei der 
nach Vorſchrift der SS 67 ff. des allgemeinen Berggeſetzes vorzunehmenden Prüfung der 
Projekte für Errichtung, Veränderung oder Erweiterung elektriſcher Kraftanlagen die Ver⸗ 
fügung des Herrn Miniſters der öffentlichen Arbeiten und des Herrn Miniſters des Innern 
vom 28. April 1909, betreffend die polizeilichen Anforderungen an neue elektriſche Stark⸗ 
ſtromanlagen (Min. Bl. f. d. i. Verw. 1909 S. 167), ſowie bezüglich des der Telegraphen⸗ 
verwaltung gegenüber zu beobachtenden Verfahrens den Runderlaß der genannten Herren 
Minifter vom 3. April 1904 (Abſ. 4 Satz 1, Abſ. 6, 7 und 9 — Min. Bl. f. d. i. Verw. 
S. 120/1), ſinngemäß zu beachten. Ebenſo haben fie die vom Verbande deutſcher Elektro⸗ 
techniker aufgeſtellten „Errichtungsvorſchriften und Zuſatzbeſtimmungen zu den Vorſchriften 
für die Errichtung elektriſcher Starkſtromanlagen nebſt Ausführungsregeln für Bergwerke 
unter Tage“ zu beachten. 


V. Die hiernach zur Genehmigung und Beaufſichtigung von Starkſtromanlagen und 
-leitungen zuſtändigen Behörden werden ſtets darauf Bedacht zu nehmen haben, bei allen 
EN das gegenfeitige Aufſichtsverhältnis betreffenden Angelegenheiten in Fühlung 
zu bleiben. 
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Nach Ausführung der Starkſtromanlagen und Leitungen, an deren Genehmigung und 
Beaufſichtigung verſchiedene Behörden beteiligt ſind, haben letztere ſich über die örtlichen 
Grenzen ihrer Aufſichtsbereiche ausdrücklich miteinander zu verſtändigen. 


Betr. Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Acetylen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 10. Januar 1912. 


Im Auſchluß an den Erlaß vom 3. November 1911 (SMBl. S. 414) wird bekannt 
gegeben, daß die nachſtehend bezeichneten Firmen gleichfalls Typenzeugniſſe des Deutſchen 
Acetylenvereins auf ihre Waſſervorlagen erhalten haben, und zwar unter 

Nr. 29. Louis Stein in Mengede i. Weftf., mit Datum vom 16. Oktober 1911, 

Nr. 30. die Schleſiſchen Acetylenwerke Friedrich Wilhelm G. m. b. H. in Breslau, 

mit Datum vom 31. Oktober 1911, 
Nr. 31. Rasmuſſen & Ernſt in Chemnitz, mit Datum vom 13. Oktober 1911, 
Nr. 32. Pfretzſchner & Co. in Paſing⸗München, mit Datum vom 15. Dezember 1911. 


Ich erſuche, die Ortspolizeibehörden unter Abdruck dieſes Erlaſſes im Amtsblatt mit 
entſprechender Weiſung zu verſehen. Für die Gewerbeaufſichtsbeamten ſind Abdrücke dieſes 
Erlaſſes beigefügt. Zeichnungen der Waſſervorlagen ſind, ſoweit ein Bedürfnis dafür vor⸗ 
liegt, von den in Frage kommenden Firmen anzufordern. 


Nach Erſcheinen in der Zeitſchrift „Carbid und Acetylen“ wird eine Zuſammenſtellung 
von Abbildungen der vom Deutſchen Acetylenverein in der letzten Zeit mit Typenzeugnis 


Überſicht über die von den Gewerbeinſpektionen, den Bergrevierbeamten, den Dampfkeſſelüberwachungs⸗ 
befreit find, im Laufe des Etatsjahrs 1910 überwachten Dampfkeſſel und 


. — — — . —ͤ— — — — —— 


a N A 
Beſtand am 31. März 1910 Beſtand am 31. März 1911 Unter⸗ Bu: 
5 g Unterſuchungen 
Über wacht ſchied 
ie felt« beweg- Schiffs Keſſel fefte beweg⸗ Schiffs Keſſel 5 hend außer: 
ſtehende liche zu⸗ ſtehende liche { zu⸗ gegen | ordent⸗ 
ſammen ſammen 1910 mäßige | liche 
Keſſel Keſſel 
| | 
Gewerbeinſpektionen 342 74 186 602 351 87 191 629 ＋ 27 350 14 
Bergrevierbeamten 1507 830 1 1838| 1429 317 1 1747 — 911 1143 25 
Dampfkeſſelüber⸗ | 
wachungsvereinen 
im ſtaatlichen Auf⸗ | | 
age [ 183 13 854 364 29861| 15617 18520 403 29540)— 311 20810 184 
für Vereinsmitglieder] 59074 13599 3 267 80 940] 59838 19 451 3 403, 82692|+ 1752| 185 026 1141 
Beſitzern, die nach den 982 
und 5 der Keſſelan⸗ 
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verſehenen Waſſervorlagen, von Nr. 25 beginnend, in gleicher Weiſe wie früher zum Dienſt⸗ 
gebrauche für die Gewerbeaufſichtsbeamten übermittelt werden. 


In Vertretung. 
III 8468/11. Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


2. Dampfkeſſelweſen. 
Betr. Prüfung von Keſſelbaumaterial. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. f 
Berlin W. 9, den 6. Januar 1912. 
Im Anſchluß an den Erlaß vom 18. September 1911 (HM Bl. S. 382). 

Nach Mitteilung der Senatskommiſſionen für Reichs⸗ und Auswärtige Angelegenheiten 
in Lübeck, Bremen und Hamburg ſind die Beamten des Bureaus Veritas in Lübeck als 
Sachverſtändige für die Prüfung von Keſſelbaumaterial zugelaſſen worden, in Bremen 
und Hamburg für die Abnahme von Schiffskeſſelmaterial, das in Deutſchland hergeſtellt 
und für die Keſſel ſolcher Schiffe beſtimmt iſt, die von dem Bureau klaſſifiziert werden, 
unter der Bedingung, daß das Material nach den allgemeinen polizeilichen Vorſchriften 
geprüft und in Gegenwart der Ingenieure abgeſtempelt wird. 


In Vertretung. 
N gez. Schreiber. 


An den Zentralverband der preußiſchen Dampfkeſſelüberwachungsvereine in Frankfurt a. O. 


vereinen und den Veſitzern, die nach den §§ 2 und 5 der Keſſelauweiſung von den amtlichen Prüfungen 
die von ihnen ausgeführten Unterſuchungen, Druckproben, Abnahmen uſw. 
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3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Betr. Einrichtung und Betrieb gewerblicher Aulagen, in denen Thomasſchlacke gemahlen oder 
Thomasſchlackenmehl gelagert wird. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 6. Januar 1912. 

Auf Seite 1153 des vorjährigen Reichsgeſetzblatts iſt eine Bekanntmachung des Herrn 
Reichskanzlers über die Einrichtung und den Betrieb gewerblicher Anlagen, in denen 
Thomasſchlacke gemahlen oder Thomasſchlackenmehl gelagert wird, veröffentlicht, durch die 
den 88 1, 9 und 20 der Bekanntmachung vom 3. Juli 1909 (RGBl. S. 543, 978) eine 
andere Faſſung gegeben wird. Zur Erläuterung der neuen Beſtimmungen bemerke ich folgendes: 


1. In dem § 1 der Bekanntmachung ſind die Worte „in denen dieſes nicht dauernd 
in geſchloſſenen Säcken verbleibt“ geſtrichen worden. Die Anderung iſt im weſentlichen 
redaktioneller Natur, da die Beſtinmungen des § 1 für Niederlagen von Thomasſchlacken⸗ 
mehl, die nur zur Lagerung in geſchloſſenen Säcken beſtimmt und nicht mit einer Schlacken⸗ 
mühle verbunden find, gemäß der neuen Vorſchrift in § 20 Abſ. 2 außer Anwendung bleiben. 

2. Im 89 ift die Beſtimmung des Gewebes nach Unzengewicht durch die Bezeichnung 
„prima hessians Nr. 365, 425 und 455“ erſetzt worden. 

Unter hessians werden im Handel diejenigen Juteleinengewebe verſtanden, die biß- 
her in Deutſchland allgemein zum Verpacken von Thomasſchlackenmehl verwendet worden 
ſind. Säcke aus anderen Geweben kommen, ſoweit bekannt, nur bei der Einfuhr von 
Thomasſchlackenmehl aus dem Auslande vor; die dabei vorwiegend in Frage kommenden 
„double warp baggings“ haben im Gegenſatz zu den hessians doppelte Kettenfäden. 

Das Heſſian⸗Gewebe wird in zwei Qualitäten — prima und secunda — herge⸗ 
ſtellt. Die Prima⸗Ware hat bei allen Sorten auf 10 em Gewebe in der Schußrichtung 
regelmäßig 49 Kettenfäden, während die Zahl der Schußfäden ſchwankt. Die Sekunda⸗ 
Qualität weiſt in beiden Richtungen auf 10 em Gewebe je 4 Fäden weniger auf. 

Die Nummern ſind dem neuen metriſchen Syſtem zur Bezeichnung von Geweben 
entnommen, das von dem Verbande deutſcher Juteinduſtrieller an Stelle der älteren engli⸗ 
ſchen Bezeichnung nach Unzen eingeführt worden iſt. Sie geben in Gramm das abgerundete 
Normalgewicht eines Quadratmeters Gewebe bei 14% Waſſergehalt der Jute an. Dabei 
entſprechen die folgenden Nummern den Gewichten von 11 bis 15 Unzen: 


11 Unzen — Nr. 335 


1 Ze = = 8365 
. 395 
14 - = 425 
15 » 


3. Der 89 Satz 1 dehnt die bisherige Vorſchrift, daß zum Transport von Thomas⸗ 
ſchlackenmehl und zur Lagerung in Stapeln Vierzehn⸗Unzen⸗Säcke (prima hessians Nr. 425) 
verwendet werden müſſen, auf die Verpackung von Thomasmehl und die Lagerung ohne 
Stapel aus. 

4. Gegenüber dieſer Verſchärfung der Vorſchriften läßt der § 9 Abſ. 2 andrerſeits 
eine Erleichterung eintreten, indem er die Benutzung von prima hessians Nr. 365 (Zwölf 
Unzen⸗Säcken) unter gewiſſen Vorausſetzungen als Ausnahme geſtattet. 

Das bedingungsloſe Verbot, Säcke von weniger als 14 Unzen Gewicht zu benutzen 
— wie es die Bekanntmachung vom 3. Juli 1909 ausſprach —, hat ſich ohne empfindliche 
Schädigung der Induſtrie nicht als durchführbar erwieſen. Lebhafte Klagen der Inter⸗ 
eſſenten führten zunächſt dazu, die in der Bekanntmachung vom 3. Juli 1909 feſtgeſetzte 
Übergangsfriſt von einem halben Jahr um zwei Jahre zu verlängern (vergl. RGBl. 1909 
S. 978), und gaben weiter Anlaß, die Anforderungen, welche im Arbeiterſchutz⸗Intereſſe 
an die Beſchaffenheit der Säcke geſtellt werden müſſen, erneut zu prüfen. Die angeftellten 
Unterſuchungen haben ergeben, daß die Feſtigkeit der prima hessians Nr. 365 genügt, 
um den einmaligen Transport auf der Achſe zwiſchen dem Herſtellungsort und dem Ver⸗ 
braucher ohne Zerreißen auszuhalten; dagegen erwieſen ſie ſich nicht als dicht genug, um 
in allen Fällen ein erhebliches Durchſtäuben des Mehles beim Füllen der Säcke mit Sicher⸗ 
heit zu verhüten. Ob ihre Verwendung aus dieſem Geſichtspunkt ohne Gefahr für die 
Arbeiter zugelaſſen werden kann, hängt hauptſächlich von dem Verfahren ab, das beim 
Füllen der Säcke angewendet wird. In einigen Werken geſchieht das Abfüllen in der Art, 
daß das Thomasſchlackenmehl allmählich in kleinen Mengen in die Säcke hineinfällt; dabei 
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dringt jo wenig Staub durch das Gewebe der prima hessians Nr. 365, daß dieſe billigen 
Anforderungen des Arbeiterſchutzes genügen. Andere Fülleinrichtungen werfen das Mehl 
ſchnell und plötzlich in die Säcke hinein und laſſen dabei unverhältnismäßig große, geſund⸗ 
heitsgefährliche Stanbwolken aus den Säcken heraustreten. Stellenweiſe wird die Staub⸗ 
entwicklung noch dadurch vermehrt, daß die Arbeiter beim Abfüllen gegen die Säcke ſchlagen 
und treten, um das Mehl zum Zuſammenſinken zu bringen. 

Bei der Verſchiedenartigkeit der Verhältuiſſe konnten die Bedingungen, unter denen 
prima hessians Nr. 365 zum Verpacken von Thomasmehl zuzulaſſen ſind, nicht allgemein 
feſtgeſetzt werden; die Bekanntmachung überläßt es daher den höheren Verwaltungsbehörden, 
über Genehmigungsanträge von Fall zu Fall zu entſcheiden. Die Erlaubnis hat ſich nur 
auf das Verpacken von Schlackenmehl zu erſtrecken, das ſogleich nach dem Abſacken durch 
die Eiſenbahn oder auf dem Landweg an die das Mehl verbrauchenden Landwirte geſandt 
wird, und ſie darf nur ſolchen Werken erteilt werden, bei denen das Abfüllen des Mehles 
— ſoweit techniſch möglich — ſtaubfrei erfolgt, auch die ſonſtigen Staubbeſeitigungs⸗ und 
hygieniſchen Einrichtungen einwandfrei ſind. Die letztere Beſtimmung wird den Behörden 
zugleich eine Handhabe geben, um auf eine Verbeſſerung mangelhaft eingerichteter Thomas⸗ 
ſchlackennühlen mit Nachdruck hinzuwirken. 

5. Durch § 9 Abſ. 1 Satz 2 wird die Verwendung von prima hessians Nr. 455 
(Fünfzehn-⸗Unzen⸗Säcken), die bisher nur für Sackſtapel von mehr als 3,5 m Höhe vorge⸗ 
ſchrieben war, auch für den Verſand auf dem Waſſerwege gefordert. Dieſe neue Vorſchrift 
hat ihren Grund in der Erfahrung, daß die gefüllten Säcke beim Schiffstransport minde⸗ 
ſtens ebenſo ſtark auf Zerreißen beanſprucht werden wie bei hoher Stapelung, und daß 
bei der Be- und Entladung der Schiffe eine beſonders große Staubentwickelung aus den Säcken 
ſtattfindet. Übrigens find zur Beförderung von Thomasſchlackenmehl auf Schiffen von den 
deutſchen Thomasmehlwerken ſchon bisher durchweg prima hessians Nr. 455 verwendet worden. 

6. Der bisherige Abſ. 2 des § 20 iſt geſtrichen worden, weil ſeine Geltungsdauer 
abgelaufen iſt. 

l . au neue Abſatz 2 des § 20 ſoll klarſtellen, daß die Lager der Händler mit 
Thomasſchlackenmehl nur dem § 9 Abſ. 1 und 4 (neuer Faſſung) unterſtellt find. Dem⸗ 
gemäß haben für ſolche Niederlagen, in denen das Thomasmehl dauernd in geſchloſſenen 
Säcken verbleibt, und die nicht mit einer Anlage zum Zerkleinern von Thomasſchlacke verbunden 
ſind, die übrigen einſchlägigen Vorſchriften der Bekanntmachung außer Anwendung zu bleiben. 

8. Der § 20 Abſ. 3 läßt die Benutzung von Säcken, die den Beſtimmungen nicht 
entſprechen, noch bis zum Ende dieſes Jahres zu, um den beteiligten Werken den Über⸗ 
gang zu erleichtern. i 

Ich erſuche Sie, die beteiligten Unternehmer alsbald durch die Gewerbeinſpektoren 
auf die veränderte Rechtslage hinweiſen zu laſſen. 


In Vertretung. 
III. 8607/11, Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


4. Arbeiterverſicherung. 
Reichsverſicherungsordnung. 
4. Buch (Invaliden⸗ und Hinterbliebenen verſicherung). 
Betr. Quittungskarteu⸗Ausgabe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
f f 8 I Gewerb Berlin W. 9, den 9. Januar 1912. 


Auf Grund von Ziffer 115 Abſ. 2 der Bekanntmachung über die Einrichtung der 
Quittungskarten für die Invaliden und Hinterbliebenenverſicherung ſowie das Entwerten 
und Vernichten der Beitragsmarken und der Zuſatzmarken vom 10. November 1911 (RG Bl. 
S. 937) beſtimme ich, daß die Beitragsmarken bei nachträglicher Einziehung und Ent⸗ 
wertung durch die Kontrollbeamten der Landesverſicherungsanſtalten auch unter dem Tage 
der Kontrolle entwertet werden dürfen. 


In Vertretung. 
III. 8511. Schreiber. 


An die Vorſtände der Landesverſicherungsanſtalten. 


Anlage - 
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Betr. Invaliden⸗, Witwen⸗ und Waiſen⸗Verſichernngskaſſe der See⸗Berufsgenoſſenſchaft (Seekaſſe). 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Heclüu W- 5 deut 8, ee, 


Nachdem die Invaliden, Witwen- und Waiſen⸗Verſicherungskaſſe der See⸗Berufs⸗ 
genoſſenſchaft (Seekaſſe) durch Beſchluß des Bundesrats vom 1. Dezember 1911 als Sonder⸗ 
anſtalt gemäß 88 1375ff. der Reichsverſicherungsordnung vom 1. Januar d. Is. ab zus 
gelaſſen worden iſt, hat eine Neuwahl der Vertreter der Verſicherten zur Generalverſammlung 
der Kaffe für die Zeit vom 1. Januar 1912 bis zum 31. Dezember 1915 durch die wahl⸗ 
berechtigten Kaſſen zu erfolgen. Welche Kaſſen zur Zeit wahlberechtigt ſind, wird durch 
das Reichs⸗Verſicherungsamt feſtgeſtellt. 

Zu ben Zwecke erſuche ich Sie, die in Frage kommenden unteren Verwaltungs, 
behörden Ihres Bezirkes alsbald anzuweiſen, dem Reichs⸗Verſicherungsamte hierſelbſt W. 10, 
Königin⸗Auguſtaſtraße 26, an der Hand des in einer größeren Anzahl angeſchloſſenen 
Nachweiſungsformulars die in den einzelnen Bezirken vorhandenen wahlberechtigten Kaſſen 
bis zum 10. Februar d. Js. anzuzeigen oder, ſofern ſolche nicht vorhanden ſind, Fehl⸗ 
anzeige zu erſtatten. Welche Kaſſen hierbei zu berückſichtigen ſind, ergibt ſich aus der An⸗ 
merkung in dem Formulare. 

Weiter erforderliche Formulare können von dem Reichs⸗Verſicherungsamt, Abteilung 
für Invalidenverſicherung, bezogen werden. 


In Vertretung. 
II pb. 10718. III. 8622. Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


Anlage. 


Staat Untere Verwaltungsbehörde 
(Kreis, Stadtkreis uſw.) 


Uachweiſung 
der 


für die Wahl der „Vertreter der Verſicherten“ und deren Erſatzmänner zur 

Generalverſammlung der Juvaliden-, Witwen- und Waiſen⸗Verſicherungskaſſe der 

See⸗Berufsgenoſſenſchaft (Seekaſſe) berechtigten Kaſſen.) (& 146 Abſ. 2 der 
Abgeänderten Satzung der Kaſſe.) 


) Sts der Kaſſe 8 Bemerkungen. 

p) Geſchäftsſtelle mitglieder, die(Zweck der Vereini⸗ 
(Kaſſenlokah) oder] gleichzeiiig gung — zu vergl. 
Adreſſe des Vor⸗ der Seekaſſe Ziffer d der Au⸗ 


ſitzenden. ar merkung —-.) 


Afde. Bezeichnung der Kaffe.) 


Nr (Der im Kaſſenſtatut angegebene Name iſt 
. einzutragen.) 


3. 4, 5. 


*) Aufzunehmen find: 
a) Ortskrankenkaſſeu, 
b) Betriebskrankenkaſſen, 
e) obrigkeitlich genehmigte Seemannslaſſen, . TR 
d) obrigkeitlich genehmigte, zur Wahrung der Intereſſen von Seeleuten beſtimmte Vereinigungen 
von Seeleuten, die in Deutſchland ihren Sitz haben, 


ſofern ihnen mindeſtens 10 bei der Seekaſſe Verſicherte als Mitglieder angehören. 
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Betr. Landesverſicherungsanſtalt Oſtpreußen. 
Bekanntmachung. 

Die auf Grund des Reichsgeſetzes, betreffend die Invaliditäts⸗ und Altersverſicherung, 
vom 22. Juni 1889 (RGBl. S. 97) für die Provinz Oſtpreußen errichtete Verſicherungs⸗ 
anſtalt ift Träger der Reichsverſicherung für die Invaliden⸗ und Hinterbliebenenverſicherung 
nach der Reichsverſicherungsordnung vom 19. Juli 1911 (RG Bl. S. 509); fie führt 
den Namen Landesverſicherungsanſtalt Oſtpreußen, hat ihren Sitz in Königs⸗ 
berg i. Pr. und umfaßt die Provinz Oſtpreußen. Vorſitzender des Vorſtandes iſt der 
Landeshauptmann der Provinz Oſtpreußen, Geheimer Regierungsrat von Berg. 

Königsberg i. Pr., den 4. Januar 1912. 


Der Vorſtand der Landesverſicherungsanſtalt Oſtpreußen. 


Betr. Landesverſicherungsanſtalt Weſtpreußen. 
Bekanntmachung. 

Gemäß § 1350 der Reichsverſicherungsordnung vom 19. Juli 1911 wird hiermit 
bekannt gemacht, daß die auf Grund des Reichsgeſetzes, betreffend die Invaliden- und Alters⸗ 
verſicherung, vom 22. Juni 1889 für den Bezirk der Provinz Weſtpreußen mit dem Sitze 
in Danzig errichtete Verſicherungsanſtalt vom 1. Januar 1912 ab Träger der Reichs⸗ 
verſicherung für die Invaliden- und Hinterbliebenenverſicherung iſt und auf Grund ihrer 
neuen Satzung den Namen „Landesberſicherungsanſtalt Weſtpreußen“ führt. 

Vorſitzender des Vorſtandes iſt Landeshauptmann der Provinz Weſtpreußen Freiherr 
Senfft von Pilſach. 

Danzig, den 10. Januar 1912. 


Der Vorſtand der Landesverſicherungsanſtalt Weſtpreußen. 


Betr. Landesverſicherungsanſtalt Pommern. 
Bekanntmachung. 


Gemäß 8 1350 der Reichsverſicherungsordnung vom 19. Juli 1911 wird bekannt ge⸗ 
macht, daß die auf Grund des Reichsgeſetzes, betreffend die Invaliditäts- und Alters⸗ 
verſicherung, vom 22. Juni 1889 für den Bezirk der Provinz Pommern mit dem Sitze in 
Stettin errichtete Verſicherungsanſtalt vom 1. Januar 1912 ab Träger der Reichsverſicherung 
für die Invaliden⸗ und Hinterbliebenenverſicherung nach der Reichsverſicherung iſt und den 
Namen „Landesverſicherungsanſtalt Pommern“ führt. 

ae des Vorſtandes iſt der Landesrat, Geheime Regierungsrat Denhard 
zu Stettin. 


Stettin, den 4. Januar 1912. 


Der Vorſtand der Landesverſicherungsanſtalt Pommern. 


Betr. Landesverſicherungsanſtalt Brandenburg. 


Bekanntmachung. 

Die auf Grund des Reichsgeſetzes, betreffend die Invaliditäts- und Altersverſicherung, 
vom 22. Juni 1889 für die Provinz Brandenburg errichtete Verſicherungsanſtalt iſt vom 
1. Januar 1912 an Träger der Reichsverſicherung für die Invaliden⸗ und Hinterbliebenen⸗ 
verſicherung nach der Reichsverſicherungsordnung vom 19. Juli 1911; ſie führt den Namen 
Landesverſicherungsanſtalt Brandenburg, hat ihren Sitz in Berlin und umfaßt die 
Provinz Brandenburg. 

g Vorſitzender des Vorſtandes iſt Landesdirektor von Winterfeldt, ſtellvertretender Vor⸗ 
ſitzender iſt Geheimer Regierungsrat Meyer. 


Berlin, den 6. Januar 1912. 
Der Vorſtand der Landesverſicherungsanſtalt Brandenburg. 


Betr. Landesverſicherungsauſtalt Poſen. 
Bekanntmachung. 

Die auf Grund des Reichsgeſetzes, betreffend die Invaliditäts⸗ und Altersverſicherung, 
vom 22. Juni 1889 für die Provinz Poſen errichtete Verſicherungsanſtalt iſt vom 1. Januar 
1912 an in dieſem Bezirk Träger der Reichsverſicherung für die Invaliden⸗ und Hinter⸗ 
bliebenenverſicherung nach der Reichsverſicherungsordnung. Sie führt den Namen „Landes- 
verſicherungsanſtalt Poſen“ und hat ihren Sitz in der Stadt Poſen. 

Vorſitzender des Vorſtandes iſt der Landeshauptmann der Provinz Poſen von Heyking. 

Poſen, den 6. Januar 1912. 


Der Vorſtand der Landesverſicherungsanſtalt Poſen. 


Betr. Landes verſicherungsauſtalt Schleſien. 
Bekanntmachung. 

Gemäß § 1350 der Reichsverſicherungsordnung vom 19. Juli 1911 wird bekannt 
gemacht, daß die auf Grund des Reichsgeſetzes, betreffend die Invaliditäts- und Alters⸗ 
verſicherung, vom 22. Juni 1889 für den Bezirk der Provinz Schleſien mit dem Sitze in 
Breslau errichtete Verſicherungsanſtalt vom 1. Januar 1912 ab Träger der Reichsverſiche⸗ 
rung für die Invaliden- und Hinterbliebenenverſicherung nach der Reichsverſicherungs— 
ordnung iſt und den Namen „Landesverſicherungsanſtalt Schleſien“ führt. 

Vorſitzender des Vorſtandes iſt Landeshauptmann Freiherr von Richthofen, tell: 
vertretender Vorſitzender iſt Landesrat Wimmer. 

Breslau, den 9. Januar 1912. 


Der Vorſtand der Landesverſicherungsanſtalt Schleſien. 


Betr. Landesverſichernngsanſtalt Sachſen⸗Anhalt. 
Bekanntmachung. 

Die auf Grund des Reichsgeſetzes, betreffend die Invaliditäts- und Altersverſicherung, 
vom 22. Juni 1889 für die Provinz Sachſen und das Herzogtum Anhalt errichtete Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt iſt vom 1. Januar 1912 an in dieſem Bezirke Träger der Reichsverſicherung 
für die Invaliden⸗ und Hinterbliebenen verſicherung nach der Reichsverſicherungsordnung 
vom 19. Juli 1911. Sie führt den Namen „Landesverſicherungsanſtalt Sachſen— 
Anhalt“ und hat ihren Sitz in Merſeburg. 

Vorſitzender des Vorſtandes iſt der Landeshauptmann der Provinz Sachſen Wirkliche 
Geheime Rat Dr. Freiherr von Wilmowski. 


Merſeburg, den 13. Januar 1912. 
Der Vorſtand der Landesverſicherungsanſtalt Sachſen Anhalt. 


Betr. Landesverſicherungsauſtalt Heſſen⸗Naſſau. 
Bekanntmachung. 

Die auf Grund des Reichsgeſetzes, betreffend die Invaliditäts⸗ und Altersverſicherung, 
vom 22. Juni 1889 für den Bezirk der preußiſchen Provinz Heſſen⸗Naſſau und das Fürſtentum 
Waldeck errichtete Verſicherungsanſtalt iſt vom 1. Januar 1912 ab Träger der Reichs⸗ 
Verſicherung für die Invaliden und Hinterbliebenenverſicherung nach der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung vom 19. Juli 1911; ſie führt den Namen Landesverſicherungsanſtalt Heſſen⸗ 
Naſſau, hat ihren Sitz in Caſſel und umfaßt die preußiſche Provinz Heſſen-Naſſau und 
das Fürſtentum Waldeck. 

Vorſitzender des Vorſtandes iſt der Landeshauptmann der Provinz Heſſen⸗Naſſau, 
Freiherr Riedeſel zu Eiſenbach. 

Caſſel, den 12. Januar 1912. 


Der Vorſtand der Landesverſicherungsanſtalt Heſſen⸗Naſſau. 
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V. Gewerbliche Uuterrichtsangelegenheiten. 


1. Fortbildungsſchulen. 
Betr. Überſicht über die Verwendung des Fortbildungsſchulfonds. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 12. Januar 1912. 

Für die den Finalabſchlüſſen der Regierungshauptkaſſen beizufügende Überſicht über 
die Verwendung des Fortbildungsſchulfonds Kap. 69 Tit. 7 (vergl. Erlaß vom 24. Juni 
1901, HMBl. S. 123) iſt künftig das beifolgende Muſter zu benutzen. Ich mache dabei 
ausdrücklich darauf aufmerkſam, daß durch die Aufſtellung dieſer Überſicht die Erläuterung 
der Zugänge (vergl. die Erlaſſe vom 22. Februar 1900 — A. 4774 — und 1. April 1902) 
IIa. 278) nicht entbehrlich wird. ‘ £ 

Vom nächſten Etatsjahr ab wird bei der Überweiſung von Mitteln aus dem Fort⸗ 
bildungsſchulfonds ſtets angegeben werden, unter welcher Poſition die Verrechnung der 
Ausgaben ſtattzufinden hat. a 5 3 

Wegen der Zuſchüſſe, Beihilfen, Vergütungen uſw. die durch frühere Erlaſſe auch 
ſchon für die folgenden Jahre bewilligt worden find, wollen Sie der Regierungshauptkaſſe 
entſprechende Anweiſung erteilen und dabei beachten, daß diejenigen Schulen, die nur von 
jungen Kaufleuten oder von jungen Kaufleuten und von Mädchen beſucht werden, unter 
Poſition b fallen, wogegen Schulen, die nur von Mädchen beſucht werden, unter Poſition e 
aufzuführen ſind. Fr N 

Ausgaben für Kaufmannsklaſſen an gewerblichen Fortbildungsſchulen ſind unter 
Poſition a nachzuweiſen. 

Im Auftrage. 


IV. 168. Dr. Neuhaus. 


An die Herren Regierungspräſidenten, mit Ausnahme derjenigen in Weſtpreußen und Poſen. 


Anlage. 


Regierungsbezirk: 


Inm Finalabſchluſſe der Handels⸗ und Gewerbeverwaltung für das Etatsjahr 19 
find bei dem Fortbildungsſchulfonds Kap. 69 Tit. 7 als Soll-Ausgabe nachgewieſen 
M H 
Dieſer Betrag ſetzt ſich aus folgenden Aufwendungen zuſammen: 
a) für gewerbliche Fortbildungsſchulen. M N 
b) für kaufmänniſche Fortbildungsſchulen . ö 5 
c) für Mädchen⸗Fortbildungsſchulen : f 
d) für Innungsſchulen - 
e) für Reviſion des Unterrichts. 1 
1) für Veranſtaltungen zur Ergänzung des Unter⸗ 
richts — vgl. Erl. v. 7. April 1911 (IV. 3052) “) — se 
Summe wie oben Z I 


) Die beiden Erlaſſe find nicht veröffentlicht worden. — ) HMBI. ©. 128. 


2. Fachſchulen. 
Betr. Gebändeanfnahmen in den oberen Hochbanklaſſen der Bangewerkſchulen. 


Der Miniſter für Handel un 
ſter f 5 d Gewerbe. Berlin W. 9, den 9. Januar 1912. 


Der Verband Deutſcher Architekten- und Ingenieur⸗Vereine betreibt ſeit einigen Jahren 
Vorarbeiten zur Herausgabe eines Werkes über die Entwicklung des deutſchen Bürgerhauſes. 


Anla ge. 
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Er hat mir die Bitte vorgetragen, daß die Gelegenheit, die ſich bei Gebäudeaufnahmen in 
dem die Geſtaltungslehre und das Freihandzeichnen betreffenden Unterrichte der beiden 
oberen Hochbauklaſſen der Baugewerkſchulen bietet, zu Aufnahmen benutzt werde, die zur 
Veröffentlichung in dem geplanten Werke geeignet erſcheinen, und daß dieſe Aufnahmen ihm 
zur Verfügung geſtellt werden. Ich habe nichts dagegen einzuwenden, daß dieſem Wunſche 
von den Baugewerkſchulen, bei denen der Verband darum nachſucht, entſprochen wird, und 
erſuche Sie, die Direktoren der Baugewerkſchulen entſprechend zu verſtändigen. 


IV. 10 830. Dr. Sydow. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


VI. Nichtamtliches. 


Bücherſchau. 
Eine Veſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 


Statiftit des Deutſchen Reichs, Band 248. Die Krankenverſicherung im 
Jahre 1910. Bearbeitet im Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amte. Berlin, Verlag von Putt- 
kammer & Mühlbrecht. 1911. 
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